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Antrag 

der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rau-
scher, Ruth Waldmann, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld, Klaus Adelt SPD 

Kalte Kommunalisierung der Integrationskosten 
beenden – Bundesmittel an Kommunen weiterlei-
ten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ihre Politik der 
kalten Kommunalisierung der Integrationskosten zu 
beenden und einen angemessenen Teil der Mittel aus 
dem Bundeszuschuss für Integrationskosten direkt an 
die bayerischen Kommunen weiterzuleiten. Hierzu 
nimmt die Staatsregierung umgehend Gespräche mit 
den kommunalen Spitzenverbänden auf. 

Zudem wird die Staatsregierung aufgefordert, sich auf 
Bundesebene für eine weitere Entlastung der Kom-
munen von den Integrationskosten einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Verhandlungen zwischen Bund und Ländern hatten 
zum Ergebnis, dass der Bund für die Jahre 2016 bis 
2018 die flüchtlingsbedingten Kosten der Unterkunft 
übernimmt, die insgesamt mit 2,6 Mrd. Euro veran-
schlagt sind. Dazu kommen 2017 und 2018 jeweils 
500 Mio. Euro für den Wohnungsbau. 

Die bayerischen Städte und Gemeinden leisten einen 
entscheidenden Beitrag, um den Integrationsprozess 
der neu Zugewanderten erfolgreich zu gestalten, der 
weit über die reine Unterbringung hinausgeht. Vor 
allen in den Bereichen Kinderbetreuung, Bildung, 

Arbeitsmarktintegration, Kultur und Sport entstehen 
immense Personal- und Investitionskosten. 

Für diese Folgekosten bei der Integration von Flücht-
lingen stellt die Bundesregierung den Ländern und 
Kommunen, in Form einer jährlichen Integrationspau-
schale in Höhe von zwei Milliarden Euro, von 2016 bis 
2018 insgesamt sechs Milliarden Euro zur Verfügung. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben der Staats-
regierung auf deren Bitte hin bereits vor mehreren 
Monaten eine umfassende Aufstellung der kommuna-
len Integrationskosten vorgelegt, die allerdings bis 
heute nicht ausreichend berücksichtigt wurde. Die 
bayerische Staatsregierung hat die vom Bund dafür 
vorgesehenen Mittel bisher nicht an die Kommunen 
weitergegeben. Die Präsidenten von Städte- und Ge-
meindetag, Dr. Ulrich Maly und Dr. Uwe Brandl, for-
dern nachdrücklich eine direkte Weiterleitung eines 
Teils des Bundeszuschusses an die Städte und Ge-
meinden und warnen vor einem drohenden Verlust 
der Handlungsfähigkeit der bayerischen Kommunen. 
So betonte Gemeindetagspräsident Dr. Brandl Brandl 
in einem gemeinsamen Pressestatement Anfang Ja-
nuar: „Wir merken jetzt, dass das, was wir an Mitteln 
bekommen haben, bei Weitem nicht ausreicht, um die 
Kosten der Integration zu stemmen. (…) Wenn nicht 
künftig Bundesmittel direkt an die Städte und Ge-
meinden durchgereicht werden, dann wird es mit der 
Integration schwierig.“ 

Die Staatsregierung ist daher aufgefordert, die Kom-
munalisierung der Integrationskosten zu beenden und 
die Kommunen in angemessener Höhe an den für 
diesen Zweck zur Verfügung gestellten Bundesmitteln 
zu beteiligen. 

Darüber hinaus ist die Staatsregierung aufgefordert, 
sich auf Bundesebene nachdrücklich für eine weitere 
finanzielle Unterstützung der bayerischen Kommunen 
bei der Bewältigung der Integrationsaufgaben einzu-
setzen. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, 
Doris Rauscher, Ruth Waldmann u.a. SPD 
Drs. 17/15131 

Kalte Kommunalisierung der Integrationskosten 
beenden - Bundesmittel an Kommunen weiterlei-
ten 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Angelika Weikert 
Mitberichterstatter: Thomas Huber 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen, der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen und der 
Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport haben den Antrag mitbera-
ten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 64. Sitzung am 30. März 2017 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

 

 

 

 

 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 58. Sitzung am 9. Mai 
2017 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 155. Sitzung 
am 16. Mai 2017 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport hat den Antrag in seiner 
71. Sitzung am 17. Mai 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher, Ruth 
Waldmann, Hans-Ulrich Pfaffmann, Susann Biedefeld, Klaus Adelt 
SPD 

Drs. 17/15131, 17/16954 

Kalte Kommunalisierung der Integrationskosten beenden –   
Bundesmittel an Kommunen weiterleiten 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Subsidiaritätsangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner heutigen Sitzung die unter der Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangele-

genheit betreffend Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU beraten hat und empfohlen 

hat, auf die in der Drucksache 17/17057 aufgeführten Subsidiaritätsbedenken hinzu-

weisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den Beschluss des 

Bundesrats finden.

Von der Abstimmung sind die Nummern 9 und 12 der Anlage ausgenommen. Dies 

sind der Antrag der SPD-Fraktion "Zum Internationalen Frauentag: Rechtsanspruch 

auf Schutz vor Gewalt umsetzen" auf Drucksache 17/15809 und der Antrag der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Bericht über den Stand des Hilfesystems 

für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder" auf Drucksache 17/15838, die auf 

Wunsch der Fraktionen gesondert beraten werden sollen. Der gemeinsame Aufruf der 

Anträge erfolgt erst am späten Abend, am Ende der regulären Tagesordnung.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
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alle Fraktionen. Gibt’s Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit übernimmt 

der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
105. Plenum, 30.05.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/15131 vom 25.01.2017
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/16954 des SO vom 17.05.2017
	Beschluss des Plenums 17/17128 vom 30.05.2017
	Plenarprotokoll Nr. 105 vom 30.05.2017

